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Abkiirzungsverzeichnis

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Standerats

GPK Die Geschaftsprifungskommissionen

ETH Eidgendssische Technische Hochschule

SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

ENSI Eidgendssisches Nuklearsicherheitsinspektorat

EDOB Eidgendssischer Datenschutz- und Offentlichkeitsbeauftragter
KNS Eidgendssische Kommission fur nukleare Sicherheit

EVED Eidgendssisches Verkehrs- und Energiewirtschaftsdepartement
ASO Auslandschweizer-Organisation

DNA Desoxyribonukleinsaure (engl.: deoxyribonucleic acid)

SVB Stiftung Schweizerische Volksbibliothek

MAV Maturitatsanerkennungsverordnung

EMD Eidgendssisches Militardepartement,

heute: Eidgendssisches Departement fir Verteidigung,
Bevolkerungsschutz und Sport (VBS)

SsV Schweizer Schriftstellerverband (bis 2002)
Pro Helvetia Offentlich-rechtliche Stiftung der Schweizerischen Eidgenossenschaft

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des Etats
CdG Les Commissions de gestion

EPF Ecole polytechnique fédérale

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

IFSN Inspection fédérale de la sécurité nucléaire

PFPDT Préposé fédéral a la protection des données et a la transparence
CSN Commission fédérale de sécurité nucléaire

DFTCE Département fédéral des transports, des communications et de I'énergie
OSE Organisation des Suisses de |'étranger

ADN Acide désoxyribonucléique

FSB Fondation suisse de la Bibliothéque

ORM Ordonnance fédérale sur la reconnaissance de la maturité

DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)

SSE Société suisse des écrivains (jusqu'en 2002)
Pro Helvetia Fondation de droit public de la Confédération suisse
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Nationale Identitat

Nachdem die Rechtsextremen vom Rutli verdrangt worden waren, suchten sie sich
andere Orte flr ihre historisch untermauerten Auftritte - unter anderem auch die Feier
zur Schlacht von 1386 in Sempach (LU). Die Luzerner Behdrden sahen keinen Anlass,
etwas gegen die Beteiligung der PNOS (Partei National Orientierter Schweizer) und
anderer Rechtsextremisten an der Sempacher Feier zu unternehmen. Diese héatten sich
in den Vorjahren stets ansténdig benommen und ihr Kranzlegungsritual mit der sich an
der faschistischen Frontenbewegung der 30er Jahre orientierenden Symbolik erst nach
der offiziellen Feier durchgefuhrt.’

Die Luzerner Behorden sahen vorerst noch keinen Anlass, das Konzept flr die Feier der
Schlacht von Sempach zu é&ndern. Diese wurde auch dieses Jahr wieder von
Rechtsradikalen fur einen Grossaufmarsch benutzt. lhren rund 250 Personen standen,
von der Polizei abgetrennt, rund 100 dagegen protestierende Jungsozialisten
gegenuber. Die eigentliche Feier fand witterungsbedingt in einer Kirche und ohne die
Rechtsradikalen statt; letztere marschierten anschliessend allein zum Schlachtgelande.
Nach der Kundgebung kundigte die Luzerner Kantonsregierung die Ausarbeitung eines
neuen Konzepts fiir die Durchfiihrung dieses Anlasses an. ?

Da die Feierlichkeiten zum Gedenken an die Schlacht bei Sempach in den letzten
Jahren immer wieder durch Aufmérsche von Rechts- und teilweise auch
Linksextremisten gestért wurden, was zu immensen Sicherheitskosten gefuhrt hatte,
beschloss die Luzerner Regierung fur das 625-jahrige Jubilaum von 2011 ein neues
Konzept. Anders als auf dem Rutli wurden Extremisten allerdings nicht mit einem
Zulassungssystem ferngehalten. Der Kanton Luzern richtete vielmehr ein grosses, allen
zugéngliches Mittelalter-Volksfest aus, verzichtete jedoch auf den Umzug auf das
Schlachtgelande. ®

Um ein Aufeinandertreffen von rechts- und linksextremen Organisationen zu
verhindern, untersagte die Luzerner Polizei den sogenannten Gedenkmarsch auf das
Schlachtfeld bei Sempach, der alljéhrlich von Rechtsextremen begangen wird. Weil
gleichzeitig eine Bewilligung der Gruppe Antifaschistische Aktion Zentralschweiz fur
eine Gegendemonstration auf dem Schlachtfeld eingereicht wurde, beflrchtete die
Polizei eine erhebliche Gefahr. Auch die Gegendemonstration wurde deshalb nicht
bewilligt. Nachdem die Polizei am Samstagabend das Gelédnde verlassen hatte, fanden
sich trotz Verbot rund 60 Rechtsextreme ein und legten einen Kranz nieder. *

Rechtsordnung
Biirgerrecht

Zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative Marra (sp, VD) hatten die
eidgendssiscnen Rate im  Herbst 2016 einerseits eine Anderung des
Blrgerrechtsgesetzes verabschiedet und andererseits einen Bundesbeschluss erlassen,
der die erleichterte Einbiirgerung von Ausldnderinnen und Auslandern der dritten
Generation in der Bundesverfassung verankert. Im Hinblick auf das auf den 12. Februar
2017 angesetzte obligatorische Referendum Uber die Verfassungsanderung gewann das
Thema im zu Ende gehenden Jahr 2016 auch in der 6ffentlichen Debatte langsam an
Préasenz. Mit Ausnahme der ,Weltwoche", die schon Anfang November das erste Mal
zum verbalen Zweihander griff und die Linke bezichtigte, .sich von den vielen
Eingeburgerten viele linke Stimmen™ zu erhoffen, sowie die ,Umwalzung der politischen
Entscheide, ja des ganzen politischen Erfolgsmodells der Schweiz" beflirchtete, liess
das Nein-Lager lange Zeit nichts von sich verlauten. Die erste SVP-Exponentin, die sich
in dieser Sache zu Wort meldete, war Nationalrdtin Yvette Estermann (svp, LU); als
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geburtige Slowakin, die sich nach ihrer Heirat selbst erleichtert hatte einblrgern lassen,
sprach sie sich im ,Blick™ allerdings fur die erleichterte Einblrgerung der dritten
Generation aus. So war es denn auch das Beflirworter-Komitee - eine breite Allianz aus
Vertreterinnen und Vertretern aller grossen Parteien ausser der SVP -, das unterstutzt
von den Alt-Bundesratinnen Ruth Dreifuss (sp, GE) und Eveline Widmer-Schlumpf (bdp,
GR) sowie Alt-Bundesrat Pascal Couchepin (fdp, VS) am 22. November 2016
medienwirksam den Abstimmungskampf eroffnete. Kurz darauf wurde aber bekannt,
dass dem Pro-Komitee die finanziellen Mittel fehlten, um eine sichtbare
Inseratekampagne zu fihren, da sich die Wirtschaftsverbande in dieser Frage nicht
engagierten. Neben der grossen Kontroverse um die Unternehmenssteuerreform Ill
fristete die Debatte um die erleichterte Einblrgerung somit ein Mauerblimchendasein.

Das laue Luftchen gegen die Vorlage - hauptsachlich Argumente bezuglich
foderalistischer Bedenken oder mangelnden Handlungsbedarfs - wich Anfang 2017
jedoch schlagartig einem Wirbelsturm, der sich - fir eine von SVP-Exponenten geflihrte
Kampagne nicht ganz untypisch - einmal mehr um ein Burka-Plakat drehte. ,Die kennen
wir doch!®, Ubertitelte der ,Blick™ einen Artikel, in dem er aufzeigte, dass das gleiche
Sujet  bereits bei den Kampagnen fir das Minarettverbot und die
Masseneinwanderungsinitiative sowie bei der Unterschriftensammlung fir das nationale
Verhullungsverbot zum Einsatz gekommen war. Damit war die o6ffentliche Debatte
definitiv lanciert, wenn auch vielmehr jene Uber die Angemessenheit der Plakate als
jene Uber das inhaltliche Fir und Wider der erleichterten Einbulrgerung. Mit dem Motiv
hétten die Gegner das Thema vollig verfehlt, da es sich bei den betreffenden
Auslanderinnen und Auslandern der dritten Generation hauptsachlich um italienische,
spanische, portugiesische und tilrkische Staatsangehdrige handle, empdrte sich die
Unterstltzerseite. Wahrend Bundesratin Simonetta Sommaruga der Gegenseite
fehlende Argumente unterstellte, verkindete Initiantin Ada Marra im Radio gar, dem-
oder derjenigen 2000 Franken zu bezahlen, der oder die ihr eine Burka tragende
Auslanderin der dritten Generation zeige. Im Internet sorgten die Plakate mit dem
~Burka-Schreckgespenst aus der Mottenkiste™ (BZ) derweil auch fir Belustigung, indem
das Sujet in vollig andere Kontexte gesetzt, ad absurdum gefiihrt und durch den Kakao
gezogen wurde. Selbst aus den Reihen der SVP ertonten kritische Stimmen zum
umstrittenen Plakat. Wahrend SVP-Nationalrat Maximilian Reimann (svp, AG) das Sujet
als .nicht optimal™ bezeichnete, war es fir Alex Kuprecht (svp, SZ) als Beflirworter der
Vorlage schlicht .einige Niveaus zu tief". Die Mitglieder des Pro-Komitees legten
daraufhin etwas Geld fur eine eigene, kleine Plakatkampagne an einigen grossen
Bahnhofen der Deutschschweiz zusammen. Nachdem die grosse Welle der Empdérung
abgeebbt war, platscherte der Abstimmungskampf wieder geméachlich vor sich hin.

Mit naher rickendem Abstimmungstermin richtete sich die Aufmerksamkeit nochmals
auf einen ganz anderen Aspekt der Abstimmung: das Standemehr. Was das Volksmehr
betrifft, zeigten die letzten Umfragen eine eher klare Tendenz zu einem Ja, doch das
Stdndemehr war bereits friheren Bestrebungen zur erleichterten Einblrgerung zum
Verhangnis geworden (insb. bei der Volksabstimmung vom 12. Juni 1994). Experten
gingen davon aus, dass die Westschweizer Kantone und Zurich der Vorlage bei einem
Volksmehr mit grosser Wahrscheinlichkeit zustimmen wirden, wéhrend die meisten
Zentral- und Ostschweizer Kantone - traditionell skeptisch in Auslénderfragen - eher
zur Ablehnung der Vorlage neigen sollten. Den entscheidenden Ausschlag erwarteten
sie von den als ,Swing States™ bezeichneten Kantonen Basel-Landschaft, Graubtnden,
Luzern, Solothurn, Wallis und Zug. Dies sind zugleich jene Kantone, die die
Einblrgerung der dritten Ausléandergeneration im Jahr 2004 mit weniger als 60% Nein-
Stimmen abgelehnt hatten. Angesichts der aktuellen, weniger radikalen Reform, die im
Gegensatz zu jener von 2004 insbesondere keinen Automatismus vorsieht, ist es
durchaus denkbar, dass einige der ,Swing States™ nun ins andere Lager wechseln. °
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Strafrecht

Ende August 2019 eréffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zu einer Anpassung des
DNA-Profil-Gesetzes. Die Strafverfolgungsbehdrden sollen aus einer am Tatort
gefundenen DNA-Spur nicht mehr nur das Geschlecht, sondern neu auch die Augen-,
Haar- und Hautfarbe, die biogeografische Herkunft und das Alter der Person
bestimmen durfen. Ziel dieser sogenannten Phanotypisierung ist es, Ermittlungen und
Fahndungen fokussierter durchfihren, den potenziellen Taterkreis eingrenzen und
Unbeteiligte rasch ausschliessen zu kdnnen. Eine Phéanotypisierung soll auf Anordnung
der Staatsanwaltschaft und nur bei Verbrechen, d.h. Straftatbestdanden mit einer
minimalen Strafandrohung von drei Jahren Freiheitsstrafe, durchgefuhrt werden
durfen. Die Verwendung der Analyseergebnisse ist auf die Ermittlungen in einem
konkreten, aktuellen Fall begrenzt; sie sollen nicht in der DNA-Datenbank gespeichert
werden. Damit wird eine vom Parlament Uberwiesene Motion Vitali (fdp, LU; Mo.
15.4150) umgesetzt, die eine gesetzliche Grundlage flr die Auswertung der codierenden
DNA-Abschnitte forderte. Weiter will der Bundesrat in Umsetzung des Postulats
16.3003 die Regelung zur Léschung von DNA-Profilen vereinfachen. Er sieht vor, dass
neu bereits im Strafurteil festgelegt werden soll, wie lange das DNA-Profil eines Taters
oder einer Taterin in der DNA-Datenbank aufbewahrt wird. Zudem soll die vom
Bundesstrafgericht fur zulassig erklarte Ermittlungsmethode des erweiterten Suchlaufs
mit Verwandtschaftsbezug ausdricklich im Gesetz verankert werden: Kann einer am
Tatort gefundenen DNA-Spur kein Treffer in der Datenbank zugeordnet werden, darf
geprift werden, ob im System sehr &hnliche Profile, d.h. nahe Verwandte der gesuchten
Person, verzeichnet sind. Uber eine Kontaktaufnahme zu den Verwandten kénnen die
Strafverfolgungsbehdrden anschliessend versuchen, die gesuchte Person ausfindig zu
machen.

In der Presse zeigte sich die Luzerner Staatsanwaltschaft entschlossen, die
Ermittlungen im sistierten «Fall Emmen» wieder aufzunehmen, sobald die neue
Gesetzesgrundlage in Kraft trete. Im Sommer 2015 hatte die Vergewaltigung einer
seither querschnittgeldhmten jungen Frau in Emmen (LU), bei der der Tater trotz DNA-
Massentest bisher nicht gefunden werden konnte, eine &ffentliche Debatte Uber die
DNA-Analyse als Ermittlungsmethode angestossen. Der Fall hatte auch am Ursprung der
Motion Vitali gestanden, die mit der vorgeschlagenen Gesetzesdanderung umgesetzt
werden soll. Bedenken wegen des zusatzlichen Eingriffs in die Grundrechte ausserte
dagegen der EDOB Adrian Lobsiger. Er zége es vor, wenn die Phanotypisierung nur bei
schweren Verbrechen gegen Leib und Leben, die Freiheit oder die sexuelle Integritat
zuldssig ware und nicht von der Staatsanwaltschaft, sondern nur von einem
Zwangsmassnahmengericht angeordnet werden durfte. Ausserdem betonte er die
eingeschrankte Genauigkeit der Phénotypisierung - bei blonden Haaren beispielsweise
sei die Vorhersage nur zu 69 Prozent zutreffend -, weshalb die Analyseergebnisse nicht
als Beweise missverstanden werden durften. ¢

Polizei

Verschiedene Ereignisse machten Missstande in kantonalen Polizeien zum Gegenstand
der Mediendebatten. So I6ste etwa die Meldung, dass eine Aargauer Regionalpolizei
vorbestrafte Polizisten beschéftigte, einen kraftigen Medienwirbel aus, der auch
Missstande in der Luzerner Polizei aufdeckte. Im Kanton Luzern hatten Polizisten trotz
Verurteilung oder schwerer Anschuldigungen Karriere machen kénnen. Als Antwort auf
die lautgewordene Kritik richtete die Luzerner Polizei eine interne Meldestelle ein und
nahm eine Reorganisation vor. Der Polizeichef Beat Hensler musste seinen Posten
raumen. Auch die Zircher Polizei war nicht vor Skandalen gefeit. Die Korruptionsaffare
in der Zurcher Sittenpolizei, in der den Stadtpolizisten vorgeworfen wurde,
Informationen gegen sexuelle Dienste geliefert zu haben, entfachte eine Diskussion
Uber den Regelungsbedarf der Prostitution. ’
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Institutionen und Volksrechte
Wahl- und Abstimmungsverfahren

Nachdem sich das Konsortium aus neun Kantonen (ZH, GL, FR, SO, SH, SG, GR, AG, TG)
2015 aufgrund des Entscheides des Bundesrats, dass das verwendete System nicht
sicher sei, aufgeldst hatte, bestanden 2016 auf dem E-Voting-Markt noch zwei Systeme.
Dem «Genfer System (CHvote)» gehérten neben dem Kanton Genf auch die Kantone
Basel-Stadt, Bern und Luzern an. Dem 2015 neu von der Post angebotenen System hatte
sich der Kanton Neuenburg angeschlossen. Beide Systeme ermdglichten die individuelle
Nachprifung der korrekt abgegebenen Stimmen. Angestrebt wird von beiden Systemen
allerdings eine universelle Verifizierbarkeit: Ein Kanton muss Uberprifen kénnen, ob
das Wahlresultat stimmt.

Die beiden Anbieter buhlten aktiv um die Konsortiums-Kantone, von denen nicht
wenige ihre Experimente mit dem elektronischen Abstimmen weiterfihren und ihren
Auslandschweizerinnen und -schweizern weiterhin die Mdglichkeit von E-Voting bieten
wollten. Anfang 2016 entschied sich der Kanton Freiburg fir das System der Post. Im
Oktober gaben der Kanton St. Gallen und im November der Kanton Aargau dem Genfer
System den Zuschlag. Die Kantone Basel-Stadt, Solothurn und Zlrich holten 2016
verschiedene Offerten ein.

Die Auflésung des Konsortiums hatte der Entwicklung von E-Voting einen ziemlichen
Dampfer versetzt. Der Bundesrat selber korrigierte sein urspringliches Ziel, bis 2015 E-
Voting fur alle Auslandschweizerinnen und -schweizer einzufiihren. Als Antwort auf eine
Motion Lombardi (cvp, Tl) erwéhnte die Regierung, dass wohl sogar eine Umsetzung fir
2019 schwierig werden durfte - ein Datum, das von der ASO, der Auslandschweizer-
Organisation, mit einiger Vehemenz gefordert worden war.

Noch keine Versuche mit E-Voting - der Foderalismus lasst grissen - hatten die
restlichen 12 Kantone gestartet. In sieben Kantonen (darunter Basel-Landschaft,
Schwyz, Obwalden, Nidwalden und Uri) bestanden immerhin die Rechtsgrundlagen fur
eine mogliche Einflhrung von E-Voting. Im Kanton Waadt beschloss das Parlament
einstimmig, den Termin flr erste Tests nach hinten zu verschieben. In den restlichen
funf Kantonen, darunter Appenzell Ausserrhoden und Zug waren noch nicht einmal
rechtliche Grundlagen flr elektronisches Wéhlen und Abstimmen eingefihrt worden.
Allerdings forderte der Kanton Zug vom Bund verbindliche Grundlagen, bevor man Geld
in die Hand nehme.

In der Tat war die Landesregierung daran, mit einer Roadmap das Projekt E-Voting neu
aufzugleisen. In einer Umfrage wurden die Kantone nach ihren entsprechenden
Bedurfnissen gefragt. Ziel des Bundes war es, dass bis Ende 2019 in zwei Dritteln der
Kantone E-Voting eingeflhrt ist.

Die Bundeskanzlei bewilligte zudem die Gesuche der Kantone Bern, Luzern, Basel-
Stadt, Neuenburg, Freiburg und Genf fur E-Voting fur Auslandschweizerinnen und
-schweizer bei Abstimmungen (rund 57'000 Stimmberechtigte). Die Kantone Genf und
Neuenburg durften zudem fur 30 Prozent der kantonalen Stimmbevélkerung
Abstimmen per Internet einrichten (ca. 97'000 Stimmberechtigte). Die Bundeskanzlei
wird bei jeder Abstimmung die Systeme auf ihre Sicherheit hin Gberprifen. ®

E-Voting genoss auch 2017 einen hohen Stellenwert in Politik und Medien, auch wenn
die Kritik am elektronischen Abstimmen und Wahlen, und insbesondere die
Sicherheitsbedenken, langsam aber sicher zunahmen. Die Betreiber der beiden
Systeme, der Kanton Genf fur CHVote und die Post zusammen mit der spanischen Firma
Scytl, konkurrierten sich stark.

Anfang 2017 vermeldete die NZZ, dass dem «Urnengang per Mausklick [...] die Zukunft»
gehore. Vorteile seien, dass es aus formalen Grinden keine ungultigen Stimmen mehr
gebe und dass vor allem die Auslandschweizerinnen und -schweizer von einer
schnelleren Ubermittlung ihrer Stimme profitierten. Zudem seien elektronisch
abgegebene Stimmen wesentlich schneller ausgezahlt als die herkdmmlichen
Stimmzettel. Ein Nachteil sei jedoch die im Vergleich zur brieflichen Abstimmung noch
geringere Sicherheit, die aber mit der sogenannten universellen Verifizierbarkeit - die
Stimmenden sollen ihre eigene Stimmabgabe und indirekt die Gesamtheit der
eingegangenen Stimmen Uberprifen kénnen - erhéht werde.

Anfang April féllte der Bundesrat seinen Grundsatzentscheid, die Grundlagen fur ein
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flachendeckendes E-Voting in der Schweiz zu schaffen und elektronisches Abstimmen
als dritten Kanal zu etablieren. Es sei nach rund 200 erfolgreichen Versuchen Zeit, zum
ordentlichen Betrieb Uberzugehen, begrindete Bundeskanzler Walter Thurnherr in
einer Medienkonferenz den Entscheid. Ziel sei, dass zwei Drittel der Kantone fur die
eidgendssischen Wahlen 2019 die elektronische Stimmabgabe anbieten wirden. Das
Vertrauen sollte mit Hilfe von hohen Sicherheitsstandards geschaffen werden: Erstens
muss der Quellcode des E-Voting-Systems offengelegt und zweitens muss eine
universelle Verifizierbarkeit geschaffen werden, die jedoch das Stimmgeheimnis nicht
verletzen darf. Die Betreiberinnen der beiden bestehenden Systeme gaben bekannt,
diese Anforderungen bis 2018 umsetzen zu wollen. CHVote veréffentlicht den
Quellcode bereits seit 2016.

Eine Mehrheit des Nationalrats teilte die Stossrichtung des Bundesrats und bekréaftigte
dies in der Sommersession mit der Annahme eines Postulats Dobler (fdp, SG), das einen
Bericht zur Moglichkeit einer komplett papierlosen Umsetzung von E-Voting forderte.
Einzelne Kantone, denen es auch mit dem bundesratlichen Grundsatzentscheid nach
wie vor freistand, E-Voting einzufihren, nahmen den frischen Wind zum Anlass,
ebenfalls wieder auf den E-Voting-Zug aufzuspringen. Fir den eidgendssischen
Urnengang vom September 2017 war Abstimmen per Mausklick in acht Kantonen
moglich: Der Bundesrat hatte die Bewilligung fir die Kantone Aargau, Bern, Basel-Stadt,
Freiburg, Genf, Luzern, Neuenburg und St. Gallen erteilt. Im Kanton St. Gallen hatten
rund 5'600 von 37'000 Personen, denen dies moglich war, von der elektronischen
Stimmabgabe Gebrauch gemacht.

Gleichzeitig mit der Euphorie wurde allerdings auch der Chor der Warnerinnen und
Warner lauter. Die Bedenken bezlglich der Sicherheit von E-Voting wurden in Genf
Anfang Jahr schon ziemlich virulent, als bekannt wurde, dass ein RTS-Journalist bei
einer Abstimmung im Kanton Genf seine Stimme zwei Mal abgeben konnte. Er wurde
zwar wegen Stimmenfalschung angezeigt, 16ste aber mit seiner entsprechenden
Reportage einigen Wirbel aus.

Die Gefahr von Cyberattacken oder eines Hackens von E-Voting-Systemen hatte etwa in
Frankreich oder in Norwegen dazu geflihrt, dass die entsprechenden E-Voting-
Versuche abgebrochen wurden. Nicht zuletzt diese internationalen Entwicklungen
liessen auch im Parlament die Stimmen lauter werden, die E-Voting als «Gefahr flr
unsere Demokratie» bezeichneten - so etwa Franz Griter (svp, LU) im Boten der
Urschweiz (18.7.17). Griter plante zudem einen Vorstoss, mit dem ein Moratorium fur E-
Voting-Versuche eingefihrt werden sollte. An der Def Con, einer Veranstaltung flr
Hacker, habe sich gezeigt, dass in verschiedenen Léndern eingesetzte E-Voting-
Systeme in weniger als 2 Stunden geknackt werden konnten. Dies durfe in der
Schweizer direkten Demokratie auf keinen Fall passieren, so der Luzerner
Volksvertreter.

Neben Sicherheitsbedenken gab es auch einzelne Stimmen, die vor einer
Simplifizierung des staatsburgerlichen Aktes der Stimmabgabe warnten: Wenn
Abstimmen zu einem einfachen Klick im Sinne eines Daumen-hoch/Daumen-runter-
Verhaltens wie in verschiedenen sozialen Medien verkomme, wirden Demagogen ein
leichtes  Spiel haben, wurde argumentiert. Die <«Entschleunigung des
Abstimmungsprozesses» (BaZ 22.2.17) in Form des brieflichen Abstimmens musse
deshalb hochgehalten und der «digitalen Demokratie» musse mit grosser Vorsicht
begegnet werden (AZ 30.6.17).

Die beiden bestehenden Systeme - ein drittes System, ein Konsortium aus neun
Kantonen, war 2015 aufgelést worden - konkurrierten sich teilweise mit harten
Bandagen. Mit CHVote wurden die Kantone Aargau, Bern, Genf, Luzern und St. Gallen
beliefert. Die Post konnte die Kantone Basel-Stadt, Freiburg, Neuenburg und Thurgau
far sich gewinnen.

Der Post wurde haufig die Zusammenarbeit mit einem privaten Anbieter angekreidet. Es
kénne nicht sein, dass ein derart sensibler Bereich an ein ausléndisches Unternenmen
delegiert werde, gab etwa Christophe Darbellay (VS, cvp) fur Le Temps (12.8.17) zu
Protokoll. Die spanische Firma Scytl habe zudem eine direkte Verbindung zum US-
Geheimdienst, berichtete die Sonntagszeitung (15.10.17). Die Post ihrerseits griff das
Genfer CHVote an und gab zu bedenken, dass das System veraltet sei und sich nicht fur
einen flachendeckenden Einsatz eigne. Zudem sei es abhéngig von politischem Sukkurs,
weil es mit 6ffentlichen Geldern finanziert werde.

Wahrend die Konkurrenz der beiden Anbieter von den einen als fruchtbarer
Wettbewerb betrachtet wurde, warnten andere vor den Folgen der Auseinandersetzung
auf das Vertrauen in E-Voting. ’
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Die Virulenz der Debatten um das Thema E-Voting nahm 2018 weiter zu. Diskutiert
wurde insbesondere, ob der Nutzen, der mit «Vote électronique» gewonnen werde, das
Schadenpotenzial Ubertreffen kdnne. Wahrend der Bundesrat und zahlreiche Kantone
die Entwicklung von E-Voting vorantrieben, wuchs die Skepsis in den eidgendssischen
Raten. Eine gréssere gesellschaftliche Debatte zum Thema blieb vorerst noch aus, kann
aber im Rahmen einer angekilindigten Volksinitiative zu einem Verbot von E-Voting
erwartet werden. Ende Jahr entschied sich der Kanton Genf, sein seit 2003
bestehendes System CHVote aus Kostengriinden nicht weiter zu entwickeln und es per
2020 vom Markt zu nehmen. Damit verblieb einzig das System der Post, das im Frihling
2019 einem vom Bund finanzierten Intrusionstest unterzogen werden soll.

«Von einem Siegeszug des E-Voting in der Schweiz kann beim besten Willen nicht die
Rede sein», hatte die NZZ bereits im Februar 2018 den Stand der Entwicklung des
elektronischen Abstimmens kommentiert. Es ginge nicht nur um die wichtigen
Sicherheitsbedenken: Auf dem Spiel stiinden die Wahrung des Stimmgeheimnisses und
die Garantie der unverfalschten Stimmabgabe. Grund fur den Kommentar war die
Anklindigung der Bundeskanzlei, die bestehenden E-Voting Systeme - das vom Kanton
Genf betriebene CHVote und das System der Post - einem Hartetest zu unterziehen.
Diese Forderung, verbunden mit einem Preisgeld tGber CHF 1 Mio., war bereits von
Marcel Dobler (fdp, SG) als Motion formuliert worden (Mo. 17.3852), die dieser allerdings
nach der Anklindigung der Bundeskanzlei zurtickzog. Als Termin fir diesen Stresstest
nannte der Bund das erste Quartal 2019. Gleich nach der Ausschreibung Ende Jahr
meldeten sich mehr als 400 Interessentinnen und Interessenten, die das System hacken
wollten

Eine neue Wende bekam die Diskussion um E-Voting Ende Februar mit der
Vorankindigung der Lancierung einer Volksinitiative zur Verhinderung von E-Voting. Ein
Komitee um den Luzerner Nationalrat und IT-Unternehmer Franz Gruter (svp, LU) und
den Chaos Computer Club kindigte an, «Vote électronique» stoppen zu wollen. Man
kénne zwar auch die Anderung des Gesetzes (iber die politischen Rechte, die ja noch
immer nicht vollzogen sei, mit einem Referendum bekampfen, aber dann sei es
vielleicht zu spat. In der Tat schufen immer mehr Kantone Voraussetzungen fur
elektronisches Abstimmen. Die Initianten waren sich einig, dass jedes Wahlsystem
gehackt werden koénne. Dies sei aber noch nicht einmal nétig: Wenn nur schon der
Anschein erweckt werde, dass bei einer Abstimmung nicht alles mit rechten Dingen
zugehe, nehme das Vertrauen in das Abstimmungsergebnis schaden, betonten sie. So
werde die Demokratie de facto abgeschafft, warnte Hernani Marques vom Chaos
Computer Club, der bereits im Referendumskomitee gegen das Bupf gesessen hatte.
Einigendes Merkmal des Initiativkomitees war das Misstrauen gegen die Bundeskanzlei,
die E-Voting auch in den Kantonen vorantrieb. Die Vorwlrfe seien nicht berechtigt, gab
Barbara Perriard, die Leiterin politische Rechte in der Bundeskanzlei, zu Protokoll. Das
Referendum hatte bereits 2002 bei der Einflhrung der E-Voting-Versuche ergriffen
werden kénnen. Zudem gebe es ja auch die Mdglichkeit von kantonalen Referenden.
Auch die Bundeskanzlei strebe hdchste Sicherheit in Zusammenhang mit E-Voting an.
Mit der vollstdndigen Verifizierbarkeit, die vom Bund von den E-Voting-Systemen
verlangt werde, sei aber sichergestellt, dass Angriffe entdeckt wirden.

Von verschiedener Seite wurde begrusst, dass mit einer Initiative eine breite
Grundsatzdebatte Gber den neuen Wahl- und Stimmkanal gefiihrt werden solle. Uneinig
war man sich allerdings, wie gross das Schadenpotenzial sei und ob der Nutzen im
Vergleich dazu genlgend gross sei. Dass ein solcher insbesondere fur die
Auslandschweizerinnen und -schweizer, aber auch fur Menschen mit besonderen
BedUrfnissen (z.B. Personen, die von einer Behinderung betroffen sind) bestehe, war
unbestritten. Haufig wurde auch ins Feld geflhrt, dass die Beteiligung - vor allem auch
von Jugendlichen - dank elektronischem Abstimmen und Wéhlen zunehmen wirde. Die
digitale Stimmabgabe miusse als Chance betrachtet werden, weil sie den Prozess der
Stimmabgabe vereinfache und helfe, unglltige Stimmen zu vermeiden, wurde
argumentiert. Diskutiert wurde dartber hinaus, dass auch das briefliche Abstimmen
nicht vollstandig sicher sei und auch dort Pannen passierten. Wichtig sei, dass Fehler
entdeckt wirden und dass eingeschatzt werden kénne, ob eine Abstimmung notfalls,
also wenn das Resultat entscheidend beeinflusst wurde, wiederholt werden musse.
Eine solche Einschatzung sei aber gerade bei der Papierwahl haufig nicht méglich: So
seien etwa nicht nur analoge, sondern auch viele elektronische Systeme zur Auszahlung
von Stimmen zu wenig verlasslich. Zum so genannten E-Counting hatte sich die GPK
schon 2017 kritisch gedussert. Bei der elektronische Stimmabgabe sei eine Auszahlung
der Stimmen nicht nur wesentlich einfacher, sondern auch schneller und billiger. E-
Voting solle deshalb nicht vorschnell verworfen werden (TA 17.4.18) und sei besser als
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sein momentaner Ruf (BaZ 24.4.18). Digital Abstimmen sei zudem so billig, dass man
mehr direkte Demokratie zulassen kénne (AZ 5.5.18).

Bundeskanzler Walter Thurnherr, von der NZZ als «Mister E-Voting der Schweiz» (NZZ
17.2.18) bezeichnet, zeigte sich in einem Interview Ende April (NZZ 28.4.18) ob der
wachsenden Skepsis gegenlber E-Voting erstaunt. Vor nicht allzu langer Zeit habe der
Bundesrat Vorstdsse bekampft, mit denen eine rasche und flachendeckende
Einfihrung von «Vote électronique» gefordert worden sei. Er selber denke, dass man
das kalkulierbare Risiko eingehen kénne. Man kénne das mit einem gut gesicherten
Haus vergleichen, bei dem ein Einbruch nicht mit hundertprozentiger Sicherheit
ausgeschlossen werden koénne, man aber sofort feststellen kénne, wenn wirklich
jemand eingedrungen sei. Aber manchmal brauche es Zeit, bis Neuem genlgend
Vertrauen entgegengebracht werde. Im Kanton Graublinden habe man etwa wahrend 25
Jahren das Auto verboten. Eine solche Ablehnung von Neuem sei aber immer auch eine
legitime Entscheidung.

Verschiedene E-Voting-Tests in den Kantonen fielen unterschiedlich aus. So zeigte sich
etwa in den Pilotgemeinden im Kanton St. Gallen bei den eidgendssischen
Abstimmungen vom Marz 2017 ein recht deutlicher Rickgang der Zahl online
Abstimmender, obwohl die Stimmbeteiligung hoher war als bei friheren E-Voting-
Versuchen. Man musse sich fragen, ob hier wirklich ein BedUrfnis bestehe, weil brieflich
abstimmen schon heute sehr bequem sei, gab Martin Stockling, der Stadtprasident von
Rapperswil-Jona, einer der St. Galler Testgemeinden, zu bedenken. Auch im Kanton
Genf - dem eigentlichen Pionierkanton hinsichtlich E-Voting - zeigten Auswertungen,
dass elektronisches Abstimmen die Wahlbeteiligung eher nicht erhéht. Erste Tests im
Kanton Thurgau wurden im September hingegen als «geglickt» bezeichnet (TG
24.9.18).

In den eidgendssischen Raten schien die Skepsis gegenlber E-Voting zu wachsen: Zwei
kritische Vorstosse wurden in der Herbstsession zwar abgelehnt, aber die SPK-SR gab
einer parlamentarischen Initiative Miller (fdp, LU; Pa.lv. 18.427) Folge. Der Bundesrat
trieb die Entwicklung dennoch entsprechend seines Fahrplans weiter voran. Vor den
Sommerferien beauftragte er die Bundeskanzlei mit einer Revision des Bundesgesetzes
Uber die politischen Rechte, die Ende 2018 in die Vernehmlassung gegeben wurde. Ziel
war nach wie vor der ordentliche Betrieb von E-Voting.

Auch in den Kantonen schien die Euphorie fir E-Voting ungebremst. Acht Kantone
verwendeten «Vote électronique>» weiterhin testweise (AG, BS, BE, FR, GE, LU, NE, SG).
Mitte Juni entschied der St. Galler Kantonsrat, E-Voting flachendeckend in allen
Gemeinden einzufihren. Der Kanton Thurgau erhielt ebenfalls im Juni die Bewilligung,
und auch die Kantone Glarus, Graubtinden und Waadt kindigten an, E-Voting bald
einfihren zu wollen. Im Kanton Uri hatte sich das Parlament jedoch bereits im Marz
gegen die EinfGhrung von E-Voting entschieden; im Kanton Jura erfolgte der
abschlagige Entscheid im Dezember 2018.

Die bundesréatliche Entscheidung, trotz Kritik an der Idee der Einfuhrung von «Vote
électronique» als ordentlichem Stimmkanal festzuhalten, rief freilich erneut die
Skeptikerinnen und Skeptiker auf den Plan. Neu wurden verschiedene Berichte Uber
Wahlmanipulation und Datenklau aus dem Ausland ins Feld geftuhrt. Es stimme zwar,
dass das Individuum viele Dinge immer starker digital organisiere und l6se. Wéhrend
aber bei Sicherheitslicken z.B. beim E-Banking nur Einzelne geschadigt wirden, stehe
bei Fehlern beim E-Voting das Vertrauen in die gesamte Demokratie auf dem Spiel,
warnte etwa Balthasar Glattli (gp, ZH), der sich nach eigenen Aussagen «vom Skeptiker
zum Gegner» gewandelt habe (AZ 28.6.18). Zwar werde mit E-Voting gewiss
administrativer Aufwand erspart, Anderungen an Abstimmungsprozeduren seien aber
«gleichsam operative Eingriffe an den Herzkammern der Demokratie», warnte die
Weltwoche (11.10.18). Freilich gebe es auch Fehler bei Briefabstimmungen, diese seien
aber viel einfacher aufzudecken. Wollte man bei herkémmlichen Abstimmungen ein
Abstimmungsergebnis  aus  betrlgerischer  Absicht verfadlschen, wéare die
Zusammenarbeit zahlreicher Zahlblros aus unterschiedlichen Gemeinden vonndéten.
Mit E-Voting wirde dies bereits einem einzelnen Hacker gelingen, der nicht mal vor Ort
sein misse, gab der ehemalige Nationalrat Jean-Christophe Schwaab (VD, sp) in einem
Interview in der Tribune de Genéve (20.12.18) zu bedenken.

Mitte August mischte sich die Auslandschweizer-Organisation (ASO) in die Diskussion
ein. Als Reaktion auf die lauter werdende Kritik an E-Voting lancierte sie an ihrem
jahrlichen Kongress eine Online-Petition, mit der gefordert wurde, dass bis 2021 alle
Auslandschweizerinnen und -schweizer elektronisch wéhlen und abstimmen kénnen.
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Ende November wurden der Bundeskanzlei 11'492 Unterschriften aus tber 150 Landern
Ubergeben. Viele der rund 725'000 im Ausland wohnhafter Schweizerinnen und
Schweizer seien auf den elektronischen Stimmkanal angewiesen - so die Begrindung
flr die Petition.

Ende November wurde bekannt, dass der Kanton Genf sein seit 2003 bestehendes
System CHVote einstellen wird. Die verlangte Weiterentwicklung des Systems wirde
nicht nur eine Verzégerung, sondern deutlich hdhere Entwicklungs- und Betriebskosten
nach sich ziehen. Diese wollten aber die Vertragskantone Aargau, Bern, Luzern und St.
Gallen nicht mittragen, worauf der Genfer Staatsrat beschloss, das bestehende System
nicht weiterzuentwickeln und nur noch bis Februar 2020 zur Verfligung zu stellen. Kurz
zuvor hatte der Chaos Computer Club bekannt gemacht, dass Nutzerinnen und Nutzer
des Onlinezugangs von CHVote relativ einfach auf eine falsche Seite umgeleitet werden
kénnen, ohne dies zu bemerken. Dies sei aber schon lange bekannt und habe nichts mit
dem Ruckzug des Systems zu tun (AZ 29.11.18). Nach der Aufgabe des Konsortiums aus
neun Kantonen (ZH, GL, FR, SO, SH, SG, GR, AG, TG) im Jahr 2015 - deren System war
vom Bund als zu wenig sicher beurteilt worden - bestand also nur noch ein System,
namlich jenes der Post.

Nebst der hangigen parlamentarischen Initiative Muller wurden in der Folge im
Parlament weitere Vorstosse (Mo. 18.4375 und 18.4225) eingereicht, die einen
moglichen Alleingang der Post vor allem aus Sicherheitsbedenken verhindern wollten.
Auch in einigen Kantonen wurden Vorstdsse eingereicht, die aufgrund des Ausstiegs von
Genf einen Marschhalt verlangten. Die Kantone Aargau, Bern, Luzern und St. Gallen
gaben hingegen bekannt, zum System der Post wechseln zu wollen oder einen Wechsel
zumindest zu prufen. Bereits Ende Juni hatte die Stadt Zug angekindigt, ein neues auf
der Blockchain basierendes, zusammen mit der Fachhochschule Luzern entwickeltes E-
Voting-System testen zu wollen. ©

2019 wurde flur E-Voting zu einem schwierigen Jahr. Zwar hatte der Bundesrat bereits
2018 mittels Revision des Bundesgesetzes Uber die politischen Rechte eine
flachendeckende Einfihrung des dritten Abstimmungskanals angestrebt, der
insbesondere Auslandschweizerinnen und Auslandschweizern die Stimmabgabe
erleichtern soll, die Sicherheitsbedenken nahmen aber stark zu. Dies manifestierte sich
nicht nur in einer im Februar definitiv lancierten Volksinitiative fur ein E-Voting-
Moratorium, die ein breites Unterstitzungskomitee von links bis rechts hinter sich
wusste, sondern auch in den vor allem von den Parteien vorgebrachten negativen
Stellungnahmen in der Vernehmlassung zur Teilrevision der politischen Rechte. Zudem
revidierten einige Kantone, darunter etwa Aargau, Basel-Landschaft, Glarus oder Jura,
ihre Plane flr eine Einfuhrung von E-Voting.

Auch in der Presse nahm die Skepsis gegen E-Voting zu. Das Sicherheitsrisiko sei
grosser als der Nutzen, urteilte etwa die NZZ. Insbesondere, weil sich auch gezeigt
habe, dass elektronisches Abstimmen nicht zu héherer Beteiligung flhre und auch
keine Vereinfachung der Stimmabgabe bedeute. Beflirwortende von E-Voting betonten
hingegen, dass auch briefliches Abstimmen Sicherheitsméangel aufweise. So sei etwa fur
sehbehinderte Menschen das Stimmgeheimnis nicht garantiert und viele Stimmabgaben
wirden als ungultig gewertet, weil sie falsch verpackt wurden oder die Unterschrift
fehlt. Zudem wduirden briefliche Stimmen in vielen Kantonen nicht mit dem
Stimmregister abgeglichen. Mittels Digitalisierung kénnten diese Probleme vermieden
werden.

Einen «schweren Ruckschlag» - so die NZZ - erlitt das Projekt E-Voting 2019 durch
einen sogenannten Intrusionstest der Post. Um zu zeigen, dass die
Sicherheitsbedenken unnétig sind, forderten Post und Bundeskanzlei interessierte
Personen dazu auf, das von der spanischen Firma Scytl entwickelte und zwischen 25.
Februar und 24. Marz offenegelegte E-Voting-System der Post auf Schwachstellen zu
prufen. Ein «Hacken» des offengelegten Quellcodes in der Art, dass unbemerkt
individuelle Stimmabgaben manipuliert oder dass individuelle Stimmabgaben
verdffentlicht werden kénnten, sollten mit von der Post finanzierten Pramien von bis zu
CHF 50'000 belohnt werden. Rund 3'000 Hackerinnen und Hackern hatten sich zum
Test angemeldet und deckten bereits nach wenigen Tagen als «gravierend» bezeichnete
Sicherheitsmangel auf. So kdnne das System die universelle Verifizierbarkeit, also eine
nachtragliche Uberprifung auf Manipulation, nicht garantieren. Zudem kénne ins
System eingedrungen und eigentlich glltige Stimmen kénnten ungultig gemacht werden.
Die Presse erachtete das Hacker-Resultat als «peinlich fur die Post>» (Blick) oder gar als
Rettung der direkten Demokratie - so ein Kommentar in der Sonntagszeitung.
Demokratie lebe vom Vertrauen der Blrgerinnen und Blrger, weshalb Unsicherheiten
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und Gefahren vermieden werden mussten, meinte die Weltwoche.

Bereit kurz vor dem Intrusionstest hatte die ETH Zirich eine Studie veroffentlicht, mit
der gezeigt wurde, dass Individuen bei E-Voting ihre digitale Stimme anonym verkaufen
konnten. Dies ist zwar strafbar, kdnnte bei genligend grosser Zahl an Stimmen aber
durchaus zu einer Manipulation von Resultaten fihren.

Auch politisch hatte der Rickschlag Folgen. Ende Juni entschied der Bundesrat, die
Handbremse zu ziehen. Auch die Vernehmlassung habe gezeigt, dass zwar ein Bedurfnis
nach elektronischem Abstimmen und Wahlen bestehe, die momentanen
Sicherheitsvorkehrungen allerdings nicht gentgten. Vorlaufig soll deshalb auf die
Gesetzesanderung verzichtet werden, mit der E-Voting als dritter Kanal fur die
Stimmabgabe - neben Urnengang und brieflicher Stimmabgabe - hatte etabliert werden
sollen. Das von den Behoérden einst formulierte Ziel, dass bei den eidgendssischen
Wahlen 2019 mindestens zwei Drittel aller Kantone E-Voting anbieten, wurde damit klar
verfehlt. In den Medien wurde dieser «Marschhalt» unterschiedlich kommentiert: Als
«Befreiung» wurde das «Ende des E-Votings» in der Sonntagszeitung bezeichnet,
wéhrend in der Aargauer Zeitung ein «Neustart», aber kein «Denkverbot» gefordert
wurde. Die Schweiz habe 60 Jahre gebraucht, bis die briefliche Stimmabgabe
eingefuhrt worden sei, so der Kommentar. Kritisiert wurde der Entscheid des
Bundesrats hingegen von der Organisation der Auslandschweizerinnen und
Auslandschweizer. Es sei nicht akzeptabel, dass 180'000 Burgerinnen und Burger ihr
Beteiligungsrecht weiterhin nicht austiben kénnten, kritisierte deren Prasidentin Ariane
Rustichelli. Auch der Schweizerische Blinden- und Sehbehindertenverband (SBV)
forderten die baldige Einfuhrung digitaler Beteiligungshilfen. Handschriftliches
Ausflllen des Stimmmaterials verhindere die Einhaltung des Stimmgeheimnisses fur
Sehbehinderte, weil sie auf Hilfspersonen angewiesen seien.

Auch die Post reagierte auf den bundesratlichen Entscheid und gab ihr bestehendes
System noch im Juli auf. Sie wolle ab 2020 eine Alternative anbieten, bei der die
bisherigen Sicherheitsprobleme nicht bestliinden. Die vier Kantone, die eigentlich noch
einen Vertrag mit der Post gehabt hatten (BL, FR, NE, TG), forderten in der Folge
Schadenersatz. Doch nicht nur die Post, auch der Kanton Genf stellte den Betrieb
seines Systems noch im Juni 2019 ein - nach dem politischen Nein war die finanzielle
Unterstltzung des Projekts ausgeblieben. Auch die Kantone, die dieses Genfer-System
genutzt hatten (AG, BE, GE, LU, SG, VD), hétten es eigentlich bis Ende 2019 nutzen
wollen.

Ende Jahr gab der Nationalrat zusatzlich einer parlamentarischen Initiative Folge, die
einen «Marschhalt bei E-Voting» fordert. Es sei eine Denkpause nétig, entschied die
Mehrheit der grossen Kammer, obwohl die SPK-NR darauf hingewiesen hatte, dass ohne
neue Tests kaum Verbesserungen in der Sicherheit moglich seien.

Zum «Vote électronique»-Programm des Bundesrats gehort jedoch nicht nur E-Voting,
sondern auch die elektronische Behoérdeninformation sowie das digitalisierte
Unterschriftensammeln. Die Diskussionen um dieses E-Collecting, also um die Idee,
Initiativen mittels digitaler statt analoger Unterschriften unterstitzen zu konnen,
konzentrierten sich 2019 auf «Online-Plattformen», die laut NZZ zum «Brutkasten der
Demokratie» wurden. Die Moglichkeit, via solche Plattformen - die bekannteste
darunter ist etwa «WeCollect» - Unterschriftenbogen zu verbreiten, die
heruntergeladen, ausgedruckt, ausgeflllt, unterschrieben und eingesandt werden
mussen, wurde die etablierten Parteien herausfordern, da diese neue Art der
Unterschriftensammlung eben auch fur wenig oder nicht parteilich organisierte
Komitees wesentlich einfacher sei als die bisherigen Formen. Freilich kdénnen
entsprechende Unterschriftenbogen auch direkt auf der Internetseite der
Bundeskanzlei heruntergeladen werden. Was die Sammelplattformen allerdings wertvoll
mache, seien deren Listen an Adressdaten. Haufig hinterliessen unterschriftswillige
Bilrgerinnen und Burger freiwillig ihre persénlichen Angaben auf einer Plattform und
kénnten so informiert werden, wenn Volksinitiativen mit &hnlicher Stossrichtung
lanciert werden. Solche «zielgruppenspezifische[n] Daten sind so etwas wie Goldstaub
in Zeiten, in denen politische Gruppierungen mittels Big Data ihren Wahlern
néherkommen wollen», so die NZZ. Sollten Referenden und Volksinitiativen dadurch in
Zukunft  einfacher  zustandekommen, milsse Uber eine Erhohung der
Unterschriftenzahlen nachgedacht werden, so die Zeitung weiter.

In die Kritik geriet Daniel Graf, der Grinder von WeCollect, da er mit seiner Plattform
vor allem Anliegen unterstltze, die aus eher linken Kreisen stammten. Auf der einen
Seite fuhrte dies zu alternativen Angeboten seitens ahnlicher Plattformen aus dem
rechtsbirgerlichen ideologischen Spektrum, auf der anderen Seite Uberfihrte Graf
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WeCollect in eine Stiftung, in der klnftig mehrere Personen entscheiden sollten,
welche Volksbegehren unterstitzt werden. Graf gab zu Protokoll, er wolle mit seiner
Plattform die direkte Demokratie férdern und es vor allem auch zivilgesellschaftlichen
Gruppierungen ermdglichen, direktdemokratische Instrumente zu nutzen, die nicht nur
Parteien und méchtigen Interessenorganisationen vorbehalten sein sollen. ™

Foderativer Aufbau
Territorialfragen

In der Innerschweiz lancierte der alt Regierungsrat Ulrich Féssler (LU, fdp) nach der
Lancierung der Fusionsinitiative beider Basel die Idee eines Kantons Zentralschweiz
bestehend aus den Kantonen Luzern, Uri, Schwyz, Zug, Ob- und Nidwalden. Der
Foéderalismus kénne sich nur mit Kantonsfusionen weiterentwickeln. Die kantonalen
Aufgaben kénnten heute nur noch im Verbund wahrgenommen werden, oder aber sie
wlrden immer mehr an den Bund delegiert. Ein Zusammenschluss von Kantonen wuirde
deshalb den Féderalismus wieder starken, so Fassler. In der Presse wurde die Idee breit
rezipiert, stiess aber mehrheitlich auf Skepsis.

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Le projet de construire une bretelle auto-routiére provisoire pour |'organisation du
défilé militaire d'Emmen (LU) afin de faciliter I'accés du public a suscité de vives
protestations dans le canton; les écologistes, la gauche ainsi que les démocrates-
chrétiens, représentant ainsi la majorité du Grand Conseil, se sont méme prononcés
pour l'annulation du défilé. Le DMF et le Département militaire lucernois ont été
chargés, en conséquence, de revoir leur conception de cette manifestation.
Finalement, il fut décidé d'organiser une journée de I'armée, ou celle-ci a notamment
été représentée par des expositions, des démonstrations, des représentations et méme
par deux mini-défilés. Cette manifestation, pour laquelle les Chambres ont débloqué
un crédit de CHF 1.5 million, fut organisée par le corps d'armée de campagne 2.
L'aspect écologique fut pris en compte, puisque la desserte fut assurée en grande
partie par les transports publics.

Le tenue d'un meeting aérien & Emmen (LU) - «Air 94>, organisé a l'occasion du
quatre-vingtieme anniversaire des troupes aériennes suisses — a donné lieu a quelques
conflits. Pour des raisons de sécurité et de protection de Il'environnement, le
gouvernement lucernois, répondant ainsi aux voeux de la commune concernée, a
demandé au DMF que la démonstration soit réduite et que, notamment, I'on renonce a
inviter des patrouilles étrangéres. Ne désirant pas amputer le programme du meeting,
les autorités militaires ont finalement choisi le site de Buochs (NW), lieu pressenti tout
d'abord mais abandonné en raison de sa faible capacité. "

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
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Wettbewerb

Obwohl sich die realen Detailhandelsumsatze im Jahresdurchschnitt um 2.3 Prozent
ausgeweitet hatten (1976: -0.3%) blieb der Wettbewerb zwischen den Verkaufsstellen
nach wie vor sehr ausgepragt. Die Inhaber von kleinen Laden flhlten sich insbesondere
durch die Preisunterbietungen der Discount-Ladenketten bedroht und verlangten
deshalb eine dringliche Revision des Gesetzes liber den unlauteren Wettbewerb.
Gegen Jahresende beauftragte der Bundesrat eine Kommission mit der Ausarbeitung
eines Revisionsvorschlags, in welchem vor allem das Problem der Lockvogelverkaufe
sowie die Ausverkaufsordnung klarer als bis anhin geregelt werden soll. Die gefahrdeten
Kleinhandler forderten im weitern ein Verbot fir neue Einkaufszentren; dieses Anliegen
wurde, gestutzt auf vorwiegend raumplanerische Argumente, von einigen
Kantonsregierungen aufgenommen: In den Kantonen Neuenburg und Luzern
befurworteten die Parlamente die Einfuhrung von Spezialbewilligungen flr die
Errichtung von Zentren mit mehr als 1'000 m2 Verkaufsflache. Im Kanton Schwyz
hingegen lehnten die Stimmbdrger eine ahnliche Vorlage mit 14'688 Nein: 14'655 Ja
knapp ab. Eine Neufassung des Kartellgesetzes zur Verbesserung des Wettbewerbs
scheint dem Bundesrat vorderhand nicht dringlich zu sein, erlaubte er doch der seit
1974 tagenden Revisionskommission, ihren Entwurf noch einer zweiten Lesung zu
unterziehen. Auf Kritik stiess eine Untersuchung der Eidg. Kartellkommission tber den
Tabakverkauf, da darin die Tabakpreisbindung als Mittel zur Erhaltung von Kiosken und
andern Kleinverkaufsstellen gutgeheissen wurde. ®

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Kernenergie

Auch in anderen Kantonen organisierten sich die Gegner des Atomkraftwerkbaues. So
bildeten sich «Gewaltfreie Aktionen» gegen die Projekte von Graben (BE) und Inwil
(LU). Zwischen jener von Graben und dem bernischen Regierungsrat kam ein erstes
Gespréach zustande. Mehrere der 1974 lancierten Volksinitiativen wurden eingereicht,
fr neue die Unterschriftensammlung aufgenommen. Im Kanton St. Gallen wurden
Initiativen «gegen den unverantwortlichen Atomkraftwerkbau» sowie «flr eine
massvolle Energiepolitik» von Regierung und Parlament als bundesrechtswidrig und
damit ungultig erklart, was die POCH zur Einreichung einer staatsrechtlichen
Beschwerde beim Bundesgericht veranlasste. Auf eidgendssischer Ebene lancierte ein
Uberparteilicher Ausschuss die Initiative «zur Wahrung der Volksrechte und der
Sicherheit beim Bau und Betrieb von Atomanlagen»: Voraussetzung zur
Konzessionserteilung flr Atomanlagen wéaren sowohl die Zustimmung der
Stimmberechtigten von Standortgemeinde und angrenzenden Gemeinden, als auch der
Stimmblrger jedes Kantons, dessen Gebiet nicht mehr als 30 km von der Anlage
entfernt liegt. Eine der Gewaltfreie Aktion gegen das AKW Kaiseraugst (GAGAK)
nahestehende Gruppierung kindigte zudem eine Petition an, in der ein vierjahriger
Baustop fur alle schweizerischen Kernkraftwerke verlangt wird. Die SP setzte sich flr
die Revision des Bundesgesetzes von 1959 Uber die friedliche Verwendung der
Atomenergie und den Strahlenschutz (Atomgesetz) ein. Das EVED beauftragte darauf
eine Expertenkommission mit der Ausarbeitung eines Vorentwurfs zu einem neuen
Atomgesetz. Ungeachtet aller Widerstande erteilte der Bundesrat gegen Jahresende die
erste Teilbaubewilligung fir das Kernkraftwerk Leibstadt (AG).

Die geplanten Teilrevisionen diverser Verordnungen im Kernenergiebereich sorgten in
der Vernehmlassung fiir viel Aufruhr. Geplant waren einerseits Anderungen in den
Kriterien zur Stoérfallanalyse und der dazugehdérigen Ausserbetriebnahme und
andererseits neue Regelungen zur Abklinglagerung von radioaktiven Abféllen. Fur viel
Ziundstoff sorgte hierbei vor allem die erste Anderung - auch bekannt unter dem
Namen «Lex Beznau».

Die Betreiberfirmen von Kernkraftwerken sind verpflichtet, deterministische
Storfallanalysen durchzufihren. Storfélle werden dabei in drei Kategorien unterteilt:
Schwerwiegende naturbedingte Félle, die jedoch nur sehr selten eintreten, erhalten die
Ziffer drei. Mit der Ziffer zwei versehen werden schwerwiegende naturbedingte
Storfélle, die etwas haufiger vorkommen als jene in Kategorie drei. Leichtere und
haufige naturbedingte Storfélle bekommen die Ziffer eins. Zudem erhalten die
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jeweiligen Storfalle maximale Dosisgrenzwerte - also Richtlinien, wie viel Radioaktivitéat
bei einem Storfall maximal austreten durfte - zugeteilt.

Unklar formuliert war bisher jedoch die Kategorisierung der in der Natur auftretenden
Ereignisse, die durchschnittlich einmal alle 10'000 Jahre stattfinden. Gemass
Zeitungsberichten beziehe sich dies vor allem auf schwerere Erdbeben. Diese seltenen
Erdbeben bildeten in Art. 123 Abs. 2 der Strahlenschutzverordnung (StSV) den Ubergang
zwischen der Kategorie zwei, flr die ein strenger Dosisgrenzwert von 1 mSv (Millisievert)
pro Jahr gilt, und der Kategorie drei, fir die ein viel héherer Grenzwert von 100 mSv pro
Jahr gilt. Unklar war deshalb, zu welcher Kategorie und zu welchem Grenzwert die oben
beschriebenen seltenen Erdbeben gehdren. Dass hier eine rechtliche Unsicherheit
bestand, erkannte die KNS bereits im Jahr 2012 und beantragte Klarungsbedarf. Mit
einer Konkretisierung, dass fur solche Ereignisse die einfacher einzuhaltende Kategorie
drei gelten sollte, wollte der Bundesrat die bisherige Praxis in den Verordnungen
verankern.

Anwohner rund um die Kernkraftwerke Beznau | und Il sowie drei Umweltorganisationen
hatten aber schon im Jahr 2015 beim ENSI ein Gesuch eingereicht mit dem Ziel, solche
Ereignisse der Kategorie zwei und somit dem strengeren Dosisgrenzwert 1 mSv pro Jahr
zuzuordnen. Bei einer solchen Zuordnung mussten beide Anlagen in Beznau bis zu einer
allfalligen Nachristung vom Netz genommen werden, da sie diesen Grenzwert nicht
einhalten kénnten. Mittels einer Verfligung hatte das ENSI dieses Begehren jedoch
abgelehnt und den Entscheid damit begriindet, dass dies weder der bisherigen Praxis
noch der urspriinglichen Regelungsabsicht des Bundesrates entspreche und woméglich
samtliche AKWs der Schweiz unmittelbar bei der Zuteilung zur Kategorie zwei vom Netz
genommen werden mussten. Diese Verflgung war danach beim
Bundesverwaltungsgericht angefochten worden. Zu erwarten ist auch ein allfalliger
Weiterzug des noch ausstehenden Bundesverwaltungsgerichtsentscheids an das
Bundesgericht.

In der Vernehmlassung, die bis Mitte April 2018 andauerte, meldeten sich sowohl
Regierungen diverser Schweizer Kantone und Stadte, als auch diverse Organisationen,
Kommissionen, Parteien und Dachverbande aus der Schweiz und Deutschland, sowie
viele Einzelpersonen aus der Schweiz, Deutschland und Frankreich zu Wort. So liess
beispielsweise der Regierungsrat des Kantons Aargau - also dem Kanton, wo sich die
Anlagen Beznau | und Il sowie Leibstadt befinden - verlauten, dass er die Prazisierungen
in den Verordnungen als sinnvoll erachte. Ahnlich klang es in den Stellungnahmen der
Kantone Basel-Land, Freiburg und Graublnden. In den Kantonen Luzern, Appenzell-
Ausserrhoden und Zurich erachtete man die Prazisierungen als sinnvoll, dusserte aber
Bedenken an der Herabsetzung der Schutzbestimmungen und betonte deshalb die
Wichtigkeit des Postulats Miller (fdp, LU, Po. 18.3175). Klar oder mehrheitlich klar gegen
die genannte Konkretisierung/Herabsetzung der Sicherheitsanforderungen von 1 mSv
auf 100 mSv dusserten sich die Regierungen der Kantone Appenzell-Innerrhoden, Basel-
Stadt, Genf, Jura, Neuenburg, Schaffhausen, Schwyz, Tessin, Uri, Waadt und Wallis -
sowie Bern und Solothurn, die Standortkantone der anderen beiden Atomkraftwerke.

Nebst den Kantonsregierungen liessen auch diverse Parteien von sich horen.
Aussergewohnlich war hierbei der einstimmige Tenor unter diversen Parteien von links
bis rechts betreffend die zeitliche Komponente. Sowohl die SP, die Grinen und die GLP
als auch die FDP und die SVP storten sich am Zeitpunkt der Vernehmlassung. Die SP und
die GLP forderten eine Sistierung des Vorhabens bis zum Gerichtsentscheid aus St.
Gallen. Auch die Grunen kritisierten, dass der Bundesrat das gerichtliche Verfahren
nicht abwarte, verlangten aber darlber hinaus einen generellen Verzicht auf die
Revision. Die FDP erklarte, die Beschwerde sei kein Grund, um die Vernehmlassung zu
verzogern, jedoch sei die Dringlichkeit dieser Verordnungsanpassung zu wenig
ersichtlich. Die SVP schrieb in einer kurzen Stellungnahme, dass wohl erst durch das
Gerichtsverfahren Anpassungen in Angriff ggnommen worden seien. Die KNS habe ja
schon im Jahr 2012 bemerkt, dass ein gewisser Klarungsbedarf bestehe. Eine Ausnahme
im Tenor bildete die BDP. In ihrer offiziellen Stellungnahme erwéahnte sie die mogliche
Problematik betreffend den Rechtsstreit nicht. Sowohl die SP als auch die Grlnen
ausserten sich generell ablehnend zu den Verordnungsanderungen, was sie auch
deutlich kundtaten. «Wir lehnen die vorgelegten Verordnungsanderungen mit
Nachdruck ab und kritisieren die vorgeschlagenen inhaltlichen Anpassungen sowie das
gewahlte Vorgehen scharf», schrieb etwa die SP. Die Grlinen gingen einen Schritt weiter
und beschuldigten den Bundesrat, mit dieser Lex Beznau die Grundlagen schaffen zu
wollen, um die alten Anlagen in Beznau weiter in Betrieb halten zu kénnen. Die FDP und
die SVP zeigten sich mit den Anderungen grundsétzlich einverstanden. Geméass FDP
wirden die Anpassungen selber keine Abstriche bei der Sicherheit mit sich bringen
sondern nur die heutige Praxis auf Verordnungsebene préazisieren. Nicht offiziell zur
Vorlage dusserte sich die CVP, was Martin Baumle (glp, ZH) in einer Anspielung im Tages-
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Anzeiger als Unterstitzung fir ihre Energieministerin Doris Leuthard wertete.

Eine weitere brisante kritische Stellungnahme kam schliesslich von André Herrmann,
dem ehemaligen Prasidenten der Eidgendssischen Kommission fur Strahlenschutz
(KSR). Er warf dem Bundesrat vor, das Vorsorgeprinzip zu verletzen: Die Kommission
empfehle, solchen Ereignissen einen Grenzwert von 20 bis 50 mSv zuzuordnen und
nicht 100 mSv, wie dies der Bundesrat vorsah. ”

Verkehr und Kommunikation
Verkehrspolitik

Le probleme d'un corridor routier pour les 40 tonnes s'est toutefois posé de facon
aigué en été, aprés que le ministére ouest-allemand des transports en a fait la requéte
officielle. Celle-ci exigeait de la Suisse une solution de rechange provisoire, suite a la
fermeture d'une importante voie d'acces a l'autoroute Munich-Vérone par le Brenner
en Autriche (affaissement du pont auto-routier sur I'lnn prés de Kufstein dans le Tyrol).
L'Allemagne, suivie de I'ltalie, firent pression sur les autorités helvétiques, leur
demandant un geste de solidarité, pour la durée des travaux de réparation. En réponse,
le Conseil fédéral mit en consultation le projet d'ouvrir la N2 entre Béle et Chiasso au
40 tonnes. |l apparut alors que tous les cantons riverains de cet axe (AG, BL, BS, LU,
NW, SO, TI, UR) s'opposerent fermement a une telle idée, craignant la surcharge de
trafic et de pollution que cela impliquerait.

Post und Telekommunikation

Als Reaktion auf die Anklndigung Gygis forderten die Poststellenleiter Arbeitsplatz-
und Lohngarantien und drohten mit einem Streik kurz vor Weihnachten. In Neuenburg,
Luzern und Lugano kam es zu Demonstrationen. Mitte Dezember einigten sich Post und
Gewerkschaften auf die Grundsatze beim Umbau des Poststellennetzes: Die Post
verzichtet auf Kindigungen und gewahrt eine Lohngarantie. Die Leiter zurtckgestufter
Poststellen erhalten bis spatestens 2011 die heutigen Nominalldhne; ihren Uber 55-
jahrigen Kollegen wird das, zusammen mit einer Beschéftigungsgarantie, bis zum
Pensionsalter zugesichert. Bereits im November verstandigten sich die Post und die
Gewerkschaften Kommunikation und Transfair auf Lohnerhéhungen. Angestellte mit
tieferen Lohnen erhalten 2007 2% mehr, jene mit hoheren Gehéltern 1,8% mehr Lohn.
Weitere 0,4% der Lohnsumme werden fir leistungsbezogene Massnahmen eingesetzt.

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Mittelschulen

La question de la seconde langue nationale obligatoire a suscité a nouveau la
controverse, principalement parmi les cantons bilingues et les enseignants de langues.
La nouvelle ORM stipulant que les cantons doivent laisser aux étudiants la liberté du
choix de la seconde langue nationale, les cantons bilingues ont néanmoins obtenu de
pouvoir imposer, a titre exceptionnel, leur seconde langue cantonale. Les autres
cantons ont adopté des positions variées a ce sujet. Si certains, a I'instar du canton de
Neuchatel, veulent restreindre fortement la possibilité d'étudier I'italien, d'autres, tels
que Geneve et Vaud ou les cantons de Suisse centrale, préferent suivre I'esprit de la loi
en laissant la liberté aux étudiants d'apprendre la langue nationale de leur choix. La
question de la durée des études, que la nouvelle ORM laisse le soin de trancher aux
cantons, a également suscité, dans les cantons connaissant les cursus les plus longs,
des discussions entre les milieux économiques favorables a un raccourcissement du
temps d'études et celui des enseignants qui s'y oppose farouchement. La tendance
générale est néanmoins celle d'un abrégement du temps d'étude (de 13 a 12 ans). C'est
ainsi que les cantons de Berne, de Thurgovie, de Saint-Gall, de Schwytz, d'Obwald, de
Nidwald et de Lucerne ont décidé de raccourcir la durée du cursus menant a la
maturité. ?°
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Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

In der Kulturpolitik ilibte der Bund weiterhin grosse Zuriickhaltung; das
Schwergewicht der Aktivitat lag bei Gemeinden und Kantonen. Wohl konstituierte sich
die eidgendssische Expertenkommission fur Fragen der schweizerischen Kulturpolitik
(Kommission Clottu); von ihrer Tatigkeit drang indessen wenig an die Offentlichkeit.
Durch von den eidgendssischen Raten bewilligte Subventionserhéhungen an Pro
Helvetia und an die Stiftung Schweizer Volksbibliothek (SVB) unterstrich der Bund sein
Interesse fur kulturelle Belange. Im Frihling konnte mit der Sammlung am Rémerholz,
die Meisterwerke européischer Malerei im Privathaus des Kunstméazens zeigt, dem
Publikum ein Legat von Oskar Reinhart an die Eidgenossenschaft zuganglich gemacht
werden:

Die Frage nach der Stellung der Kulturschaffenden und nach der Funktion des
Theaters in der modernen Gesellschaft rief Diskussionen auf gesamtschweizerischer
Ebene hervor. Eine Auseinandersetzung Uber die Frage, ob sich der einzelne
Schriftsteller wie auch seine Organisation politisch engagieren misse, l6ste im
Schweizerischen Schriftstellerverband (SSV) eine Krise aus, die zur Demission von 22
Mitgliedern (darunter Friedrich Dirrenmatt und Max Frisch) fihrte. Eine Minderheit,
welche die Frage bejahte, flhlte sich durch den Verbandsprasidenten wegen seiner
aktiven Mitarbeit an der franzésischen Fassung des Zivilverteidigungsbuchs nicht mehr
reprasentiert. Zahlreiche Schwierigkeiten an stadtischen Blhnen, insbesondere der
zunehmende Besucherschwund, riefen nach einer Besinnung auf die Aufgaben
modernen Theaters. Eine Tagung von Sachverstandigen im Stapferhaus sprach den
Wunsch aus, dass Pro Helvetia die Organisation einer permanenten Theaterkonferenz
Ubernehmen solle.

Mit der Inkraftsetzung des revidierten Filmgesetzes war es erstmals méglich,
Bundesbeitrage an Spielfilme auszurichten. Dabei gab die Auszeichnung des Films
«Krawall» zu einer Kritik im Nationalrat Anlass. Der Bundesrat beflrwortete die
Forderungswdirdigkeit auch von Filmen, die die staatliche und gesellschaftliche
Ordnung zur Diskussion stellen. Vorstésse, die sich mit einer weitergehenden
Filmférderung befassten, Uberwies der Bundesrat der Kommission Clottu zur Prifung.
Dieses Thema wurde in den Motionen der Nationalrdte Rasser (LdU, AG) (Mo. 10372) und
Ziegler (soz., GE) (Mo. 10189), welche an den Nationalrat als Postulate eingereicht
wurden, aufgegriffen. In der Diskussion um eine Aufhebung der Filmzensur wirkte ein
Bundesgerichtsentscheid richtungweisend (BGE 96 IV 64). Er betraf den Kanton Bern,
der zwar keine Filmzensur kennt, in dem jedoch das Obergericht den schwedischen
Sexfilm «Ich bin neugierig» aufgrund einer Strafklage verboten hatte; das
Bundesgericht gab den beanstandeten Streifen zur Vorfuhrung frei. Der aargauische
Regierungsrat hob die Verordnung Uber die Vorfihrung von Filmen und damit die
Filmzensur formell auf, und die Zircher stimmten dem neuen Filmgesetz, das als
Gegenvorschlag zu einer Initiative gegen die Filmzensur ausgearbeitet worden war,
deutlich zu. Der Luzerner Grosse Rat hiess ein neues Lichtspielgesetz, das keine
Zensurvorschriften mehr enthélt, in erster Lesung gut. Auseinandersetzungen ergaben
sich aus dem wachsenden Angebot pornographischer Schriften; behordliche
Massnahmen, auch solche des Jugendschutzes, stiessen verschiedentlich auf
Ablehnung.

Kirchen und religionspolitische Fragen

Ein an der Universitat Luzern erstelltes Rechtsgutachten erachtete die Forderung der
Foderation Islamischer Dachorganisationen Schweiz (FIDS) und der Koordination
Islamischer Organisationen nach o&ffentlich-rechtlicher Anerkennung des Islams als
Landeskirche als legitim; eine grundsatzliche Verweigerung der Anerkennung
bestimmter Religionsgemeinschaften wirde gegen das Gleichheitsprinzip verstossen.
Hisham Maizar, Président der islamischen Dachorganisationen, sahe in der Anerkennung
ein positives Zeichen fur die Integration der Muslime in der Schweiz. Ferner béte die
Anerkennung auch finanzielle Vorteile, da es Landeskirchen erlaubt ist, von ihren
Mitgliedern Steuern einzuziehen. Fur eine 6ffentlich-rechtliche Anerkennung muss eine
Religionsgemeinschaft gemass Gutachten vier weitere Kriterien erflllen: Sie muss
dauerhaft angelegt sein, Uber eine gewisse Mindestzahl an Mitgliedern verflgen,
demokratische Strukturen aufweisen und die Prinzipien des schweizerischen
Rechtsstaats beachten. Die Autoren der Studie erachten einen Grossteil der
Erfordernisse durch die islamischen Gemeinschaften in der Schweiz bereits als erfullt.
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Die Kriterien verlangen somit auch das Mitspracherecht flr Frauen. Maizar bestatigte,
dass bisher nur wenige Frauen in Verbadnden und Vereinen aktiv tatig seien, dass man
ihnen jedoch offen gegenlber stehe. Der Weg bis zur Anerkennung durfte jedoch noch
lang und steinig werden: Die Gutachter schéatzten die aktuellen Chancen der Forderung
an der Urne als gering ein. Die islamische Gemeinschaft plant eine schrittweise
Anerkennung, die zu Beginn nur im Kanton Basel angestrebt werden soll. Der
Stadtkanton Ubernahm in dieser Angelegenheit bereits 2012 eine Vorreiterrolle, als er
mit der aus dem Islam hervorgegangenen alevitischen Religionsgemeinschaft als erster
Schweizer Kanton eine nicht-christliche und nicht-judische Religionsgemeinschaft
privatrechtlich anerkannte. Im Gegensatz dazu beendete der Luzerner Kantonsrat die
Bestrebungen zur Schaffung eines Gesetzes Uber die Anerkennung weiterer
Religionsgemeinschaften: Die grossmehrheitliche Unterstiutzung der Luzerner CVP
sowie einer FDP-Minderheit verhalf der geschlossen auftretenden kantonalen SVP-
Fraktion zum knappen Sieg. #

Im Sommer dieses Jahres fand die Flichtlingsdebatte ihren Einzug auch offiziell in
Institutionen, welche sich ausserhalb des tagespolitischen Geschehens bewegen - die
Landeskirchen. Diverse Kantone schienen mit ihren bis dahin géngigen
Unterbringungsmaoglichkeiten wie Zivilschutzanlagen oder Pfadiheimen an ihre
Kapazitatsgrenzen gestossen zu sein, weshalb sie sich entschieden, ein Gesuch an
"héherer Stelle" einzureichen. Im Kanton Bern beispielsweise wurde nach einer
Behordenanfrage eine Anzeige in den Pfarreiblattern geschaltet, in welcher man sich
bei den Mitgliedern nach freiem Wohnraum fur Flichtlinge erkundete. Aber auch in den
Kantonen Zug, Schwyz oder Luzern hoffte man auf die Hilfe kirchlicher Institutionen.
Oft stiess man aber wider Erwarten auf verschlossene Pforten. Die Argumente fur die
ablehnende Haltung &dusserten sich dabei oft in &hnlicher Weise: Es sei nicht genug
Platz vorhanden, um zusatzlich Leute unterzubringen und zudem wére die
Nutzbarmachung des vorhandenen Platzes oft mit zusatzlichen Umbaumassnahmen
verbunden. Des Weiteren beflrchte man teilweise grosse Einschnitte im Alltag der
bisherigen Bewohner - Stérung der klerikalen Gepflogenheiten oder Einschréankung der
Privatsphédre als Beispiele -, zumal man den Asylsuchenden keine besondere
Unterhaltung bieten kénne und diese folglich mit Nichtstun beschaftigt waren. Diese
Haltung rief aber auch Kritiker auf den Plan: Viele Gotteshauser schienen in der Frage
der Néchstenliebe ihre Grenze beim traditionellen Engagement in der Form von
Betreuungsprogrammen wie Deutschkursen oder Rechtsberatungen zu ziehen. Die
Kritik richtete sich an dieser Stelle aber primar an die Kirchenoberen; die Kirchenbasis
setze sich bereits fur die Menschen in Not ein. So setzte beispielsweise Matthias Hui
(Co-Redaktor der Zeitschrift "Neue Wege") gemeinsam mit anderen Mitgliedern aus
seinem Netzwerk "Kirche? NordSudUntenLinks" eine "Migrationscharta" auf, welche
Kirchen konkret aufforderte, schéarferen Protest gegen die heutige Migrationspolitik zu
aussern und sich mehr in die Debatte einzubringen. Walter Mdller, Sprecher der
Bischofskonferenz, wollte diesbezlglich keinen Kommentar abgeben, liess es sich aber
nicht nehmen zu betonen, dass die Tagespolitik kein Einmischungsfeld der Kirche
darstelle.

Der Bischof des Bistums Basel, Felix Gmur, schien diesbezlglich aber eine ganzlich
andere Meinung zu vertreten: Uber Monate wurde er nicht miide, Kritik an der
Asyldebatte in der Schweiz zu Uben und die Engstirnigkeit mancher Politiker
anzuprangern. Die Grenzen fir Asylsuchende zu schliessen sei "vollig daneben" und
bringe im Endeffekt niemandem etwas; die westlichen Lander mdissten sich ihrer
Verantwortung stellen. Auf diese Aussagen Gmurs folgte wiederum Kritik aus den
Reihen der politischen Elite - Uberraschenderweise ausgerechnet von Seiten des CVP-
Prasidenten Christophe Darbellay. Seiner Auslegung nach kénne die Kirche nicht nur
Offenheit predigen, sondern musse ihren Worten auch Taten folgen lassen. Bischof
Gmur liess sich diesbezulglich nicht zweimal bitten: Er setzte ein Zeichen, indem er
Anfangs August 2015 anklndigte, dass das Bistum prifen lassen wolle, ob die
Wohneinheiten des Schlosses Steinbrugg in Solothurn fir diesen Zweck geeignet seien.
Im September konnte er sodann auch, nach einem Behdrdentreffen zwecks Kléarung
organisatorischer Fragen, einen positiven Bescheid verkinden; es sollen
Wohneinheiten flir bis zu zwdlf Personen geschaffen werden, welche nach
Umbauarbeiten - Ruckbau von Buroraumlichkeiten - voraussichtlich ab Ende Oktober
2015 bezugsbereit sein konnten.
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Archive, Bibliotheken, Museen

Das Verkehrshaus in Luzern, das meistbesuchte Museum der Schweiz, steht erneut vor
einer strukturellen Finanzkrise. Die anstehenden Unterhaltskosten sind durch den
Museumsbetrieb nicht mehr zu erwirtschaften. Ohne substantielle Unterstutzung durch
die offentliche Hand - Bund, Stadt und Kanton Luzern- werden die drei
Dienstleistungssektoren (Museum, Archiv und Bibliothek) kaum dauerhaft aufrecht
erhalten werden kénnen. %

Medien
Presse

Die durch die Expansion neuer Massenmedien grundlegend veranderten
Wettbewerbsverhaltnisse im Informationswesen sind eine wesentliche Ursache der
zunehmenden wirtschaftlichen Schwierigkeiten der Presse. In einem Zeitpunkt, da die
Einnahmen aus dem Inseratengeschéft rlcklaufig sind, sollten die Zeitungen vermehrte
personelle und technische Investitionen vornehmen, um mit Radio und Fernsehen
Schritt halten zu kénnen. Diese Situation &dusserte sich in Divergenzen zwischen
Verlegern und Journalisten, die auch durch einen neuen vom Verein der Schweizer
Presse (VSP) genehmigten Gesamtarbeitsvertrag fliir die welsche Schweiz nicht
vollstandig beseitigt werden konnten. Auch im revidierten Vertrag sind die
Mindestlohne flur das Welschland deutlich tiefer angesetzt als in der deutschen
Schweiz. Die weitere Diskussion tber die Einflhrung eines Ehrenkodex im Sinne einer
Selbstkontrolle der Massenmedien innerhalb des VSP fuhrte zu keinem Ergebnis. Der
Vorschlag des Zentralvorstandes, einen Presserat einzusetzen, wurde zurlckgewiesen.
Die im Bericht der Kartellkommission angeregte vermehrte Kooperation fuhrte im
Aargau und in Luzern zur Zusammenarbeit von Zeitungen verschiedener
parteipolitischer Richtungen. Mit einigem Interesse sah man dem Wiedererscheinen
des «Republikaners» entgegen, der nach mehrjéhrigem Unterbruch von Nationalrat
Schwarzenbach herausgegeben wird. **
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